
Verfassungsmassig gewährleistete Rechte 

der Verfassung niedergelegten Grundrechte.12 Indes zeigt gerade die 
Uberschrift des IV. Hauptstücks, in welchem nicht von "verfassungs­
mässig gewährleisteten Rechten" die Rede ist, dass sich möglicherweise 
auch andere Bestimmungen der Verfassung als Rechtsgrundlage von 
Individualrechten eignen, beispielsweise bei der Aufzählung der Staats­
aufgaben oder, gewissen organisatorischen Grundsätzen (etwa der 
Gewaltenteilung oder Delegation).13 Ebenso wie der Österreichische Ver­
fassungsgerichtshof14 steht also auch der liechtensteinische Staatsge­
richtshof vor der Aufgabe, durch Interpretation der in Frage kommen­
den Verfassungsbestimmungen deren möglicherweise individualschüt-
zende Funktion zu ermitteln. Bejaht hat der Staatsgerichtshof den (auch) 
individualschützenden Charakter der politischen Rechte.15 Als verfas­
sungsmässig gewährleistetes Recht versteht der StGH auch die durch 
Art.' 110 LV garantierte (Substanz der) Gemeindeautonomie.16 

Im übrigen ist der Staatsgerichtshof eher zurückhaltend in der Aner­
kennung subjektiver Grundrechte.17 So hat er es abgelehnt, aus Art. 16 
VIII LV die Existenz, eines Rechts auf Privatunterricht abzuleiten. Im 
Gegensatz zu manchen "liberalen Verfassungen", welche die Gründung 
von Unterrichts- und Erziehungsanstalten und den Privatunterricht für 
frei erklärten (z.B. Art. 17 StGG), machten Ausdrucksweise und-Geist 
der liechtensteinischen Verfassung deutlich, dass insoweit ein verfas­
sungsmässig gewährleistetes Recht nicht gegeben sei.18 Demgegenüber 
wird man jedoch die Garantie eines unentgeltlichen Unterrichts in den 
Elementarfächern (Art. 16 III LV) und die Vorschrift über die 
Gewährung von Stipendien (Art. 17 II LV) als Gewährleistungen mit 
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